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Baden-Württembergs 
Regierungsfraktionen 
wollen die Opfer des 

sogenannten Radikalenerlasses 
bis auf weiteres nicht rehabi-
litieren. Der Rückzieher von 
Grünen und SPD wurde ver-
gangene Woche bekannt. Was 
ist da passiert? 

Um uns, denen eine Karriere im 
Staatsdienst wegen ihrer Gesinnung 
verweigert wurde, zu rehabilitie-
ren, müssten SPD und 
Grüne einen Antrag 
im Landtag stellen. In 
Bremen und Nieders-
achsen ist das bereits 
passiert. Wir wissen 
nun, dass beide Frak-
tionen das ablehnen – 
erfahren haben wir das 
aus einem Artikel der 
Rhein Neckar Zeitung. 
Auch eine Entschädi-
gung bleibt damit aus. 
Erst wollen die Frak-
tionen eine wissen-
schaftliche Aufarbei-
tung abwarten. Doch 
es sind Akten zu mehr 
als 2.000 Fällen, die 
im baden-württember-
gischen Staatsarchiv 
liegen. Die Durchsicht 
könnte Jahrzehnte dauern.

Im Juni 2015 war ein runder 
Tisch von Betroffenen, SPD 
und Grünen eingerichtet wor-
den. Wurde Ihnen da nicht ein 
schneller Entscheid verspro-
chen? 

Es haben drei Sitzungen mit drei 
Abgeordneten der beiden Fraktio-
nen stattgefunden. Sie hielten einen 
Rehabilitierungsbeschluss für ver-
nünftig. Ich möchte den Abgeordne-
ten auch gar nicht den guten Willen 
absprechen. Aber Ministerpräsident 
Winfried Kretschmann von den 
Grünen hat ganz anderes verlauten 
lassen. Zwei Tage vor Weihnach-
ten antwortete er auf einen Brief 
von Betroffenen. Er schrieb, man 
müsse Einzelfälle betrachten, eine 
allgemeine Rehabilitierung könne 
es nicht geben. Offenbar hatten die 
Parteispitzen von Grünen und SPD 
von Anfang an nicht vor, uns zu re-
habilitieren. Das passt wohl nicht in 
die jetzige Vorwahlzeit.

Als im vergangenen Jahr der 
runde Tisch etabliert wurde, 
haben Sie bereits mit jW ge-
sprochen. Damals klangen Sie 
hoffnungsvoll. Was denken Sie 
nun? 

So wie das letztlich abgelaufen ist, 
war es eine Unverschämtheit. Wir 
haben den Abgeordneten Darstel-
lungen exemplarischer Fälle über-
geben, dazu Vollmachten von über 
30 Betroffenen, um deren Akten 
sichten zu können. Wir überreichten 

ihnen einen Textentwurf für einen 
Antrag im Landtag, eine Liste mit 
Betroffenen, die entschädigt werden 
müssen. Wir haben auch Vorschläge 
gemacht, wie die wissenschaftliche 
Aufarbeitung begonnen werden 
könnte. Und nun sagt man uns prak-
tisch: Zuerst muss auf die Wissen-
schaft gewartet werden. So sind wir 
hingehalten und getäuscht worden.

Es ist nun mehr als 40 Jahre 
her, dass Ihnen eine Laufbahn 

als Lehrer verwehrt 
wurde. Trotzdem 
scheint Sie das The-
ma noch immer zu 
bewegen. 
Das vergisst man nicht. 
Bis heute haben einige 
Betroffene diese Zeit 
auch nicht verarbei-
tet, manche sind ver-
bittert. Wir brauchen 
eine Entschuldigung, 
schon um mit diesem 
Thema abschließen zu 
können. Und eine Ent-
schädigung ist wichtig 
für jene, die finanziell 
getroffen wurden.
Weshalb ist sie drin-
gend? 
Es sind einige von Al-
tersarmut betroffen. 

Ein Kollege wollte damals ebenso 
wie ich Lehrer werden. Nachdem 
er das nicht konnte, arbeitete er in 
einem Heidelberger Metallbetrieb. 
Doch der schloss seine Türen. Als 
gelernter Lehrer ohne Arbeitsmög-
lichkeit fand er keine ordentliche 
Anstellung mehr. Als Leiharbeiter 
und mit Hilfsjobs verdiente er da-
nach wenig, zuletzt musste er mit 
Hartz IV leben. Nun erhält er 583 
Euro Rente. Hätte er als Lehrer tätig 
sein können, wäre er nicht in die 
Armut gerutscht. Er braucht eine 
Entschädigung.

Die wollen SPD und Grüne 
aber auf die lange Bank schie-
ben. Fürchten Sie nicht, dass 
ein Beschluss für manches Op-
fer des Erlasses zu spät kom-
men könnte? 

Das ist unsere Sorge. In unserer 
Initiative sind einige über 70, der 
älteste ist 80. Zehn Betroffene aus 
Baden-Württemberg sind bereits 
verstorben. Es ist also höchste Zeit 
für eine Entschuldigung. Sonst wird 
man sie nicht mehr an uns, sondern 
nur noch an unsere Grabsteine rich-
ten können.

Wir werden deshalb nicht aufge-
ben. Am 17. Februar tritt der Land-
tag ein letztes Mal vor den Wahlen 
zusammen. Dann werden wir eine 
Protestkundgebung abhalten. Eini-
ge politische Organisationen und 
Gewerkschaften wollen uns dabei 
unterstützen. 
 Interview: Johannes Supe

Erneut Proteste gegen 
 Regierung in Polen
Warschau. In insgesamt 36 Städten Po-
lens haben Zehntausende Menschen 
gegen die Politik der rechten Regie-
rung demonstriert. Unter dem Motto 
»Zur Verteidigung deiner Freiheit« 
hatte das »Komitee zur Verteidigung 
der Demokratie« (KOD) dazu aufge-
rufen. Im Mittelpunkt der Kundgebun-
gen stand das geplante Polizeigesetz, 
das eine verstärkte Datenerfassung 
ermöglichen soll. Die Protestierenden 
warnten vor einem Überwachungsstaat 
und forderten die Politiker zur Rück-
nahme des Gesetzesvorhabens auf. 
Seit Wochen steht die Regierung der 
rechtsnationalen PiS bereits wegen der 
Reformen des Verfassungsgerichts und 
der öffentlich-rechtlichen Medien in 
der Kritik.  (dpa/Reuters/jW)

Pegida will europaweit 
 hetzen
Roztoky. Das rassistische Pegida-
Bündnis sucht den Schulterschluss 

mit anderen rechten Gruppierungen in 
Europa. Pegida-Vertreter trafen sich 
am Samstag in Roztoky bei Prag mit 
Gleichgesinnten aus 14 Ländern, um 
Demonstrationen am 6. Februar zu pla-
nen. Gastgeber auf tschechischer Seite 
waren die rechtspopulistische Partei 
»Morgendämmerung« (Úsvit) und der 
»Block gegen den Islam« des Unido-
zenten Martin Konvicka. Proteste sind 
unter anderem in Warschau, Prag und 
Dresden geplant.  (dpa/jW)

Hausverbote für Flüchtlinge: 
Freiburg will runden Tisch
Freiburg im Breisgau. Nach einem von 
zahlreichen Diskotheken in Freiburg 
verhängten Zutrittsverbot für Flüchtlin-
ge will die Stadt die Klubbetreiber zu 
einem runden Tisch einladen. Der Frei-
burger Sozialbürgermeister Ulrich von 
Kirchbach sagte der Onlineausgabe der 
Badischen Zeitung zu den Zutrittsbe-
schränkungen: »Eine solche Regelung 
verstößt gegen das Diskriminierungs-
verbot.« Wie die Badische Zeitung zu-
vor berichtet hatte, haben Flüchtlinge 

wegen des Verdachts auf Taschendieb-
stähle und Belästigungen in Freiburg 
mittlerweile in nahezu allen Klubs und 
Diskos keinen oder nur noch begrenz-
ten Zutritt. Die Polizei hat dem Bericht 
zufolge aber keine Zunahme solcher 
Straftaten festgestellt.  (AFP/jW)

Waffen- und Nazifan bei 
Hamburgs Polizei
Hamburg. Bei einem Hamburger Polizi-
sten haben Zollfahnder nach Informa-
tionen des Magazins Der Spiegel ein 
Waffenlager und Nazidevotionalien ent-
deckt. Die Staatsanwaltschaft Lübeck 
ermittle wegen Verstoßes gegen das 
Waffengesetz, wie der Hamburger Poli-
zeisprecher Holger Vehren am Samstag 
sagte. Laut Magazin wurden in der Woh-
nung des Beamten fast 1.000 Waffen, 
Waffenteile und Patronen – darunter ei-
ne Pumpgun, ein Scharfschützengewehr 
und eine Maschinenpistole – sowie zahl-
reiche Nazidevotionalien gefunden. Der 
Polizei hätten bislang keine Hinweise 
vorgelegen, dass der Beamte rechtes Ge-
dankengut habe.  (dpa/jW)

NACHRICHTEN

Zehntausende Menschen haben am Sonntag in der ehemaligen Sowjetrepublik Moldau 

gegen die neue Regierung und die Macht der Oligarchen protestiert. Bei den Protesten kündigten »prowestliche« und »pro-

russische« Regierungsgegner die Gründung eines »Rates der nationalen Rettung« an. Sie forderten Neuwahlen. Minister-

präsident Pavel Filip und sein Kabinett waren erst vergangene Woche vom Parlament gewählt worden. Eine Kundgebung 

seiner Anhänger in der Hauptstadt Chisinau war angeblich aus Sicherheitsgründen abgesagt worden.  (dpa/jW)

Gipfel der Aktivisten
Demokratie statt Kapitalismus: In Porto Alegre endete das Weltsozialforum

Noch vor großen Namen aus Po-
litik und Wissenschaft waren es 
die Aktivisten aus den sozialen 

Bewegungen, die das Weltsozialforum 
von Porto Alegre, das am Sonnabend 
in der südbrasilianischen Stadt zu Ende 
ging, zu einem Ereignis machten, das 
Hoffnung vermittelt. 

Seit zwei Jahrzehnten arbeitet Joci-
mar Pereira dos Santos aus Bahia im 
Nordosten Brasiliens in der Volksbil-
dung, derzeit mit Indigenen. Er möchte, 
dass sich an den Unis die Haltung zu 
diesen Völkern ändert. Sie sollten nicht 
nur Untersuchungsgegenstand sein, son-
dern »selbst forschen können«. Pereira 
nahm zum ersten Mal am Weltsozialfo-
rum teil. »Volksbildung ist dringend not-
wendig, weil die instutionelle Bildung 
auf viele Fragen keine Antwort gibt.«

Bereits seit dem ersten Treffen im 
Jahr 2001 dabei ist Ademir »Demetrio« 

Cardoso aus Porto Alegre. Ihm geht es 
um Alternativen bei Bildung, Gesund-
heit und Kultur. Erfahrungen sammelte 
er auf Reisen in verschiedene Länder, 
unter anderem war er in Kuba, was ihn 
sehr beeindruckte. Demetrio arbeitet 
mit an der Straßenzeitung Boca de Rua, 
ebenfalls vor 15 Jahren gegründet. 

Mit etwa zehntausend Teilnehmern 
fiel das Thematische Forum zum Ju-
biläum kleiner aus als die ersten Tref-
fen, zu denen bis zu 50.000 Menschen 
aus 170 Ländern kamen. Das Event hat 
längst wechselnde Veranstaltungsorte 
und machte bereits in Asien und Afrika 
Station. In praktisch allen Diskussionen 
wurde an seine historische Bedeutung 
erinnert. Einen großen Raum nahm die 
Frage ein, wie die Linke angesichts ei-
ner Offensive der Rechtskräfte, insbe-
sondere in Lateinamerika, ihre Anpas-
sung überwinden, Antworten auf öko-

nomische Probleme finden und wieder 
mobilisierend wirken kann. 

Der Gegensatz zwischen der großen 
Zahl an Ideen aus den sozialen Bewe-
gungen und einer oft apathischen in-
stitutionalisierten Linken fand Eingang 
in die Bilanz des Forums. In einer Er-
klärung wird zu »mehr Einheit und Be-
reitschaft zum Kampf gegen zivilisa-
torische Rückschritte« aufgerufen. Der 
portugiesische Soziologe Boaventura de 
Sousa Santos sieht die Linke weltweit 
gefordert, dem neoliberalen Kapita-
lismus offensiv zu begegnen. »Unsere 
Hoffnung liegt in einer Radikalisierung 
der Demokratie, einer Demokratie ho-
her Intensität«, betonte er im Gespräch 
mit junge Welt. Das nächste WSF findet 
im August in Kanada statt. 

 Christiane Dias, Porto Alegre
http://forumsocialportoalegre.org.br

Übersetzung: Peter Steiniger
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»So sind wir 
hingehalten und 
getäuscht worden«
Berufsverbote: Vorerst keine 
Rehabilitierung für Betroffene in  
Baden-Württemberg. SPD und Grüne 
stellen sich quer. Ein Gespräch mit Martin Hornung

Martin Hornung enga-
giert sich in der Initiative 
»40 Jahre Radikalener-
lass«. 1975 wurde ihm 

eine Laufbahn als Lehrer 
verwehrt. Er arbeitete 
in einem Heidelberger 

Metallbetrieb und wurde 
Mitglied der IG Metall. 

Heute ist er Rentner

Auf die Barrikaden.
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Interview: Johannes Supe


